
H 04183

Kirchliches Amtsblatt
der Evangelischen Kirche
von Kurhessen-Waldeck

Nr. 7 29. Juli 2005 120. Jahrgang

Inhalt Seite

Urkunde über die Ausgliederung
der Evangelischen Kirchengemeinden
Rattlar und Schwalefeld aus dem 
Kirchspiel Willingen 
und Übertragung einer Pfarrstelle 102

Erhebung der Kollekten im Jahr 2006 102

Diakonisches Werk 
in Kurhessen-Waldeck e.V.
Satzung in der Fassung 
vom 31. Januar 2005 106

Bildung des 
Evangelischen Gesamtverbandes
Bad Zwesten - Niederurff 114

Bildung des 
Evangelischen Gesamtverbandes
Diemelstadt 114

Bildung des 
Evangelisch-lutherischen Gesamtverbandes
Kirchlotheim - Altenlotheim 114

Bildung des 
Evangelischen Gesamtverbandes
Zierenberg - Burghasungen 115

Bildung des 
Evangelisch-lutherischen Gesamtverbandes
Niederwalgern - Oberwalgern 116

Bildung des 
Evangelischen Gesamtverbandes
Wettesingen - Niederlistingen 116

Bildung des Gesamtverbandes 
der Evangelischen Kirchengemeinden 
Immenhausen und Mariendorf 117

Seite

Bildung des 
Evangelischen Gesamtverbandes
Kellerwald 118

Bildung des 
Evangelischen Gesamtverbandes
Obermöllrich - Cappel - Zennern 118

Bildung des 
Evangelischen Gesamtverbandes
Obermeiser - Westuffeln 119

Bildung des 
Evangelischen Gesamtverbandes
Deisel - Langenthal 120

Bildung des Gesamtverbandes 
der Evangelischen Kirchengemeinden 
Guxhagen-Breitenau und Ellenberg 120

Bildung des 
Evangelischen Gesamtverbandes
Harle 121

Nachwahl in den Pfarrerauschuss 121

Klinische Seelsorgeausbildung 122

Amtliche Nachrichten 122

Nichtamtlicher Teil

Projektliste 2005 der Stiftung 
Kirchenerhaltungsfonds 
der Evangelischen Kirche 
von Kurhessen-Waldeck 125

Jahresabschluss der Evangelischen 
Kreditgenossenschaft eG
in Kassel zum 31. Dezember 2004 126



102 2005

Urkunde über die Ausgliederung
der Evangelischen Kirchengemeinden 

Rattlar und Schwalefeld 
aus dem Kirchspiel Willingen 

und Übertragung einer Pfarrstelle 

Die Urkunde vom 24. März 2005 über die Ausglie-
derung der Evangelischen Kirchengemeinden
Rattlar und Schwalefeld aus dem Kirchspiel Willin-
gen und Übertragung einer Pfarrstelle (KABl. S. 52)
wird rückwirkend zum 1. Mai 2005 aufgehoben.

Die Kirchengemeinden Rattlar und Schwalefeld
bleiben pfarramtlich mit der Kirchengemeinde Wil-
lingen verbunden.

Kassel, den 13. Juli 2005

Dr. H e i n
Bischof

Vom dritten Konfirmationssonntag ab brauchen die
im Kollektenplan vorgesehenen Kollekten nicht
mehr nachgeholt werden.

Bei der Ablieferung der Kollekte bitten wir aus-
drücklich zu vermerken, dass es sich um die Kon-
firmationskollekte handelt.

Die Kollekte Nr. 44 "Für die Hungernden in der
Welt" ist an dem Sonntag zu erheben, an dem die
Gemeinde das Erntedankfest feiert. Bei der Ablie-
ferung der Kollekte bitten wir ausdrücklich zu ver-
merken, dass es sich um die Erntedankfestkollekte
handelt.

Den Kirchenvorständen wird die jährliche Liste
empfehlenswerter Kollekten nach erfolgter Überar-
beitung für das Rechnungsjahr 2006 mit entspre-
chenden Erläuterungen zugesendet.

Spenden und Kollekten für "BROT FÜR DIE
WELT", die nicht landeskirchliche Kollekten sind,
sollen aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung
über die Kirchenkreisämter unmittelbar an das Dia-
konische Werk Kassel, Konto Nr. 200 000 bei der
EKK Kassel, überwiesen werden.

Wir weisen darauf hin, dass an allen Sonn- und
Feiertagen im Jahr 2006 die Gottesdienstbesucher
zu zählen sind. Weiterhin werden nach den Bestim-
mungen der EKD als Zählsonntage festgesetzt:

a) Invokavit 05.03.2006
b) Karfreitag 14.04.2006
c) Erntedankfest 01.10.2006
d) 1. Advent 03.12.2006
e) Heiligabend 24.12.2006

Dr. S c h o l z
Oberlandeskirchenrat

Landeskirchenamt Kassel, den 7. Juli 2005

Erhebung der Kollekten im Jahre 2006

Nachstehend geben wir den vom Rat der Landes-
kirche beschlossenen Kollektenplan für das Rech-
nungsjahr 2006 bekannt. Wir verweisen auf die Kol-
lektenordnung vom 13. Juli 2004 (KABl. S. 142).

Dazu geben wir folgende Hinweise:

Die Kirchenkreisämter, das Stadtkirchenamt Kas-
sel und das Gemeindeamt Marburg erhalten im
November 2005 die erforderliche Anzahl der Kol-
lektenbücher mit der Bitte um Übergabe an die Kir-
chengemeinden.
Die Kollekte Nr. 19 "für die Ausbildungshilfe -
Christian Education Fund" ist grundsätzlich an
allen Konfirmationssonntagen zu erheben. Sie
muss daher in Gemeinden, in denen die Konfirma-
tion nicht an dem im Kollektenplan vorgesehenen
Sonntag Quasimodogeniti (23.04.2006) stattfindet,
entsprechend verlegt werden. Ein Beschluss des
Kirchenvorstandes ist für diese Verlegung nicht
erforderlich.

Kirchengemeinden, die einen oder zwei Konfirma-
tionssonntage haben, müssen landeskirchlich
angeordnete Kollekten an sogenannten "kollekten-
freien" Sonntagen nachholen, falls die Konfirmation
an einem Sonntag mit anderer Zweckbestimmung
stattfindet.
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Kollektenplan 2006
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Landeskirchenamt Kassel, den 5. Juli 2005

Die Mitgliederversammlung des Diakonischen Wer-
kes in Kurhessen-Waldeck e. V. hat am 31. Januar
2005 gemäß § 19 Absatz 2 Satz 2 des Kirchenge-
setzes über die Diakonische Arbeit in der Evange-
lischen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 24.
November 2004 eine Änderung der Vereinssatzung
beschlossen. Das Landeskirchenamt hat der Ände-
rung durch Verfügung vom 31. März 2005 zuge-
stimmt. Die Änderung ist mit der Eintragung in das
Vereinsregister (AG Kassel, Nr. 1032) in Kraft
getreten.

Die Satzung wird nachstehend in der Fassung der
Änderung bekannt gemacht.

Kassel, den 5. Juli 2005

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Diakonisches Werk in Kurhessen-Waldeck e.V.

Satzung
in der Fassung vom 31. Januar 2005

Präambel

Diakonie ist Wesens- und Lebensäußerung der
Evangelischen Kirche. Zur Durchführung dieser
Aufgabe wurde der "Landesverein für Innere Mis-
sion" am 14. Juni 1889 in Kassel gegründet. 1950
wurden ihm für den Bereich der Evangelischen Kir-
che von Kurhessen-Waldeck unter Änderung sei-
nes Namens in "Landesverband der Inneren Mis-
sion und des Hilfswerks in Kurhessen-Waldeck
e.V." auch die Aufgaben des Hilfswerks übertragen.
1966 wurde der Name des Werkes geändert in
"Das Diakonische Werk - Innere Mission und Hilfs-
werk - in Kurhessen-Waldeck e.V." Seit 1978 lautet
der Vereinsname "Diakonisches Werk in Kurhes-
sen-Waldeck e.V." Das Kirchengesetz vom 
24. November 2004 ("Diakoniegesetz") regelt die
Ordnung der diakonischen Arbeit der Evangeli-
schen Kirche von Kurhessen-Waldeck.

Soweit im Satzungstext aus Gründen der besseren
Lesbarkeit nur die maskuline Form verwendet wor-
den ist, gelten die entsprechenden Ausführungen
selbstverständlich in gleicher Weise auch für Frauen.

§ 1
Name, Sitz und Zugehörigkeit

(1) Der Verein führt den Namen "Diakonisches
Werk in Kurhessen-Waldeck e.V.". Er ist im Ver-
einsregister des Amtsgerichts in Kassel einge-
tragen.

(2) Sitz des Vereins ist Kassel.

(3) Der Verein ist Mitglied des Diakonischen Wer-
kes der Evangelischen Kirche in Deutschland e.V.
Für ihn gelten die Rahmenbestimmungen des Dia-
konischen Werkes der Evangelischen Kirche in
Deutschland gemäß dessen Satzung, sofern die
Satzung des Diakonischen Werks in Kurhessen-
Waldeck keine abweichende Regelung enthält.

(4) Das Diakonische Werk ist ein anerkannter Spit-
zenverband der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen
und als solcher Mitglied der Liga der Freien Wohl-
fahrtspflege in Hessen e.V.

(5) Das Zeichen des Diakonischen Werkes ist das
Kronenkreuz.

§ 2
Zweck und Aufgaben

(1) Das Diakonische Werk hat den Auftrag der Kir-
che im Dienst am Nächsten zu dessen Heil und
Wohl zu entfalten und die Liebe Jesu Christi in
Wort und Tat zu verkünden.

(2) Insbesondere hat es die Aufgaben:

a) die Mitgliedseinrichtungen gemäß § 5 unge-
achtet ihrer Rechtsform zu beraten, zu fördern,
zur Durchführung und Wahrnehmung gemein-
samer Aufgaben zusammenzufassen und ihre
Interessen zu vertreten,

b) erforderlichenfalls eigene Einrichtungen zur
Erfüllung gemeinsamer Aufgaben1 - insbeson-
dere zum Zwecke der Ausbildung und Zurüs-
tung von Mitarbeitern2 - zu schaffen und zu
unterhalten,

c) zeitgemäße diakonische Arbeitsformen zu ent-
wickeln,

d) Menschen in Konfliktsituationen Rat und Aus-
kunft zu erteilen, sowie Hilfebedürftigen in
besonders begründeten Einzelfällen Hilfe zu
leisten,

e) mit Trägern der Freien Wohlfahrtspflege, staat-
lichen und kommunalen Stellen zusammenzu-
arbeiten sowie gegenüber diesen und der
Öffentlichkeit die diakonische Arbeit im Bereich
der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Wal-
deck zu vertreten,

f) mit Trägern des diakonischen Dienstes im
Bereiche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land und der Ökumene zusammenzuarbeiten,

(1) z.B. Treuhandstelle, Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle,
Zentrale Buchhaltungsstelle, 

(2) z.B. Ausbildungsstätte für Sozialpädagogik 
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Fachgruppe bestimmte Person vertreten. Im übri-
gen haben sie die gleichen Rechte und Pflichten
wie unmittelbare Mitglieder, soweit der Verwal-
tungsrat für sie keine besondere Regelung gemäß
§ 7 Absatz 8 getroffen hat.

(3) Über die Zuordnung als unmittelbares oder mit-
telbares Mitglied entscheidet der Verwaltungsrat.
Die Übergangsregelung in § 21 bleibt unberührt.

§ 6
Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft

(1) Diakonische Rechtsträger können auf schriftli-
chen Antrag durch Beschluss des Verwaltungsra-
tes als unmittelbare oder mittelbare Mitglieder auf-
genommen werden, wenn sie hinsichtlich ihrer Sat-
zung und tatsächlichen Geschäftsführung den Vo-
raussetzungen über die Zugehörigkeit zum Diako-
nischen Werk entsprechen und die Bedingungen
der §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung erfüllen.

(2) Der Austritt eines Mitgliedes ist unter Einhaltung
einer Frist von 6 Monaten durch schriftliche
Erklärung an den Vorstand zum Schluss eines
Kalenderjahres zulässig.

(3) Ein Mitglied kann auf Vorschlag des Vorstandes
durch den Verwaltungsrat ausgeschlossen werden,

a) wenn es die satzungsmäßigen Voraussetzun-
gen für die Mitgliedschaft nicht mehr erfüllt,

b) bei wiederholten oder dauernden Verstößen
gegen die Satzung oder Interessen des Diako-
nischen Werkes,

c) aus sonstigen wichtigen Gründen.

§ 7
Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Die Mitglieder haben das Recht,

a) sich als Mitgliedseinrichtung des Diakonischen
Werkes zu bezeichnen,

b) das Zeichen des Diakonischen Werkes (§ 1) zu
führen,

c) fachliche Beratung, Hilfe und Vertretung des
Diakonischen Werkes in Anspruch zu nehmen.

(2) Die in § 5 Absatz 1 Buchstaben b) und c) sowie
Absatz 2 genannten Mitglieder sind verpflichtet,

a) an der Erfüllung des diakonischen Auftrages
der Kirche eigenverantwortlich mitzuwirken und
auch die weiteren satzungsmäßigen Zwecke,
Aufgaben und Ziele des Diakonischen Werkes
zu fördern,

g) für die Belange von Menschen, deren Fähigkeit
zur Selbsthilfe und zur Teilhabe am gemein-
schaftlichen Leben bedroht, eingeschränkt
oder verloren gegangen ist, in der Öffentlichkeit
einzutreten.

§ 3
unbesetzt 

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1) Das Werk verfolgt ausschließlich und unmittel-
bar gemeinnützige und mildtätige Zwecke (§§ 51
bis 68 der Abgabenordnung) sowie kirchliche
Zwecke gemäß seiner Zielsetzung. Es ist selbstlos
tätig. Es verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke.

(2) Die Mittel des Diakonischen Werkes dürfen nur
für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet wer-
den. Wenn und solange es zur nachhaltigen Erfül-
lung der Vereinsaufgaben erforderlich ist, dürfen
Einnahmen einer Rücklage zur Verfolgung der sat-
zungsmäßigen Ziele zugeführt werden.

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die den
Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt wer-
den.

§ 5
Mitgliedschaft

(1) Unmittelbare Mitglieder sind

a) gemäß § 21 Absatz 1 Diakoniegesetz die Kir-
chengemeinden und Kirchenkreise der Evan-
gelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck und
die von ihnen gebildeten Gesamt- und Zweck-
verbände, die diakonische Einrichtungen
betreiben,

b) im Bereich der Landeskirche ansässige diako-
nische Rechtsträger, die die unmittelbare Mit-
gliedschaft erworben haben,

c) überregional tätige diakonische Rechtsträger,
die bezüglich ihrer Einrichtung(en) im Bereich
der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Wal-
deck die unmittelbare Mitgliedschaft erworben
haben. Für sie kann der Verwaltungsrat Son-
derregelungen erlassen.

(2) Mittelbare Mitglieder sind diejenigen diakoni-
schen Rechtsträger, die als mittelbare Mitglieder
aufgenommen und in einem Verbund fachlich
gleichartiger Einrichtungen (Fachgruppe) zusam-
mengefasst sind.

Mittelbare Mitglieder werden in der Mitgliederver-
sammlung gemeinschaftlich durch eine in der
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b) in ihrer Satzung die Mitgliedschaft beim Diakoni-
schen Werk in Kurhessen-Waldeck festzulegen,

c) dem Diakonischen Werk die zur Erfüllung sei-
ner Aufgaben notwendigen Auskünfte zu
geben; die Neuaufnahme, Erweiterung und
Beendigung von Arbeitsgebieten sowie Investi-
tionsvorhaben rechtzeitig dem Diakonischen
Werk mitzuteilen,

d) beabsichtigte Änderungen der Satzung oder
des Gesellschaftsvertrages vor Beschlussfas-
sung dem Diakonischen Werk zur Stellungnah-
me vorzulegen,

e) ihre Wirtschafts- und Buchführung in der Regel
jährlich durch die Treuhandstelle des Diakoni-
schen Werkes oder mit Genehmigung des Dia-
konischen Werkes durch eine andere aner-
kannte Prüfungsstelle, die die "Allgemeinen
Auftragsbedingungen" der Treuhandstelle
beachtet, prüfen zu lassen,

f) dem Diakonischen Werk die jährlichen Rech-
nungsunterlagen (Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung, Prüfungsberichte) vorzulegen. Dies
gilt auch, wenn die Prüfung gemäß Buchstabe
e) durch eine andere anerkannte Prüfungsstel-
le erfolgte,

g) wirtschaftliche Schwierigkeiten dem Diakoni-
schen Werk unverzüglich mitzuteilen. Etwaige
Beanstandungen sind zu beachten und Emp-
fehlungen des Diakonischen Werkes zu
berücksichtigen,

h) gottesdienstliche und seelsorgerliche Beglei-
tung von Patienten, Klienten, Bewohnern und
Mitarbeitenden in den Diensten und Einrichtun-
gen zu ermöglichen und eine aufgabenbezoge-
ne geistlich-seelsorgerliche Kompetenz bei den
Mitarbeitenden zu fördern.

(3) Die in § 5 Absatz 1 Buchstaben b) und c) sowie
Absatz 2 genannten Mitglieder sind weiterhin ver-
pflichtet,

a) das Dienstvertragsrecht einschl. der Arbeits-
rechtsregelung des Diakonischen Werkes in
der Fassung der Beschlüsse der zuständigen
Arbeitsrechtlichen Kommission anzuwenden,

b) die Beteiligung der Mitarbeiter an der Verant-
wortung ihrer Arbeit im Rahmen des Mitarbei-
tervertretungsrechtes des Diakonischen Wer-
kes in der für Kurhessen-Waldeck geltenden
Fassung zu verwirklichen,

c) ihre Mitarbeiter bei der kirchlichen Zusatzversor-
gungskasse Darmstadt oder einer überleitungs-
fähigen Zusatzversorgungskasse zu versichern,

d) das kirchliche Datenschutzrecht in der vom
Diakonischen Werk übernommenen Form
anzuwenden,

e) für die von ihnen in Kurhessen-Waldeck betrie-
benen diakonischen Einrichtungen die vom
Diakonischen Werk beschlossenen Grundsät-
ze zu übernehmen.

(4) Wenn ein Mitglied die in Absatz 3 genannten
Pflichten nicht in vollem Umfang erfüllt, hat es die
Gründe dem Diakonischen Werk mitzuteilen. In den
Fällen der Buchstabe a) bis c) ist eine Stellung-
nahme der zuständigen Mitarbeitervertretung bei-
zufügen. Der Verwaltungsrat entscheidet darüber,
ob die Abweichung mit der Mitgliedschaft im Dia-
konischen Werk vereinbar ist.

(5) Die in § 5 Absatz 1 Buchstaben b) und c) sowie
Absatz 2 genannten Mitglieder sind verpflichtet,
grundsätzlich nur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
zu beschäftigen, die einer christlichen Kirche oder
Gemeinschaft angehören, die der Arbeitsgemein-
schaft Christlicher Kirchen in Deutschland ange-
schlossen ist.

Von dieser Voraussetzung soll nur abgewichen
werden, wenn

a) kein geeigneter Bewerber/keine geeignete
Bewerberin mit einer solchen Mitgliedschaft
gefunden werden kann,

b) die Beschäftigung zur Aufrechterhaltung des
Dienstes notwendig ist und

c) der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin in seinem/
ihrem Dienst den Auftrag der Kirche respek-
tiert, sich ihr gegenüber loyal verhält und dies
bei seiner/ihrer Anstellung aufgrund eines
Gespräches schriftlich bestätigt.

(6) Die in § 5 Absatz 1 Buchstaben b) und c) sowie
Absatz 2 genannten Mitglieder sollen mindestens
einen Sitz in ihrem Aufsichtsorgan mit einem Amts-
inhaber aus dem Bereich der Landeskirche oder
einem Mitglied eines Leitungsorgans der kirchli-
chen Ebene besetzen, auf der sie tätig sind. Für
Mitglieder einer evangelischen Freikirche gelten
deren Zuordnungsbestimmungen.

(7) Bei überregional tätigen diakonischen Rechts-
trägern gemäß § 5 Absatz 1 Buchstabe c) bezie-
hen sich die Mitgliedschaftsrechte und -pflichten
auf ihre im Bereich der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck gelegenen Einrichtungen, für
die sie die Mitgliedschaft erworben haben. Die
Regelungen des Absatzes 4 gelten entsprechend.

(8) Der Verwaltungsrat kann für mittelbare Mitglie-
der (§ 5 Absatz 2) Ausnahmen von den Mitglied-
schaftspflichten gemäß Absatz 2 und 3 festlegen.

(9) Die Pflichten der in § 5 Absatz 1 Buchstabe a)
genannten Mitglieder bestimmen sich nach dem
Diakoniegesetz.
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(5) Die Arbeitsgemeinschaften arbeiten in Abstim-
mung mit dem Vorstand und der Geschäftsleitung
der Landesgeschäftsstelle des Diakonischen Wer-
kes. Die Geschäftsleitung oder von ihr Beauftragte
nehmen an den Sitzungen der Organe der Arbeits-
gemeinschaften beratend teil. Die Geschäftsleitung
kann Verhandlungsgegenstände zur Tagesordnung
anmelden und Anträge stellen.

§ 9
Organe

Die Organe des Diakonischen Werkes sind 

a) die Mitgliederversammlung,

b) der Verwaltungsrat,

c) der Vorstand.

§ 10
Mitgliederversammlung

(1) Der Mitgliederversammlung gehören alle unmit-
telbaren und mittelbaren Mitglieder an. Die Mitglie-
der gemäß § 5 Absatz 1 Buchstabe a) werden
gemäß § 21 Absatz 1, Satz 2 bis 4 des Diakonie-
gesetzes vertreten. Die Mitglieder gemäß § 5
Absatz 1 Buchstabe b) und c) haben in der Mitglie-
derversammlung je eine Stimme. Stimmenübertra-
gung ist zulässig. Kein Mitglied oder Vertreter
gemäß § 21 Absatz 1, Satz 2 und 3 Diakoniegesetz
darf in der Mitgliederversammlung jedoch mehr als
zwei Stimmen abgeben. Mittelbare Mitglieder wer-
den durch eine in der Fachgruppe bestimmte Per-
son vertreten. Sie haben zusammen mit den übri-
gen Mitgliedern der Fachgruppe gemeinschaftlich
eine Stimme. Die Mitglieder des Verwaltungsrates
sowie die Vorstandsmitglieder nehmen an der Mit-
gliederversammlung beratend teil.

(2) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzen-
den des Verwaltungsrates, im Verhinderungsfall
von dessen Stellvertreter geleitet.

(3) Die Mitgliederversammlung tritt mindestens ein-
mal im Jahr zusammen. Der Vorsitzende kann eine
außerordentliche Mitgliederversammlung einberu-
fen, wenn er es für erforderlich hält. Er muss sie
einberufen, wenn der Vorstand, der Verwaltungsrat
oder ein Zehntel der Mitglieder es schriftlich bean-
tragt.

(4) Die Einladung zu den Sitzungen der Mitglieder-
versammlung ist allen Mitgliedern unter Angabe
der Tagesordnung mindestens vier Wochen vor
dem Versammlungstermin durch den Vorsitzenden
schriftlich zuzusenden. Gegenüber Mitgliedern
gemäß § 5 Absatz 1 Buchstabe a), die aufgrund
kirchengesetzlicher Regelung durch andere kirchli-
che Körperschaften vertreten werden, erfolgt die
Einladung an die vertretungsberechtigten Institu-
tionen.

(10) Die Mitglieder zahlen jährlich einen Beitrag,
der vom Verwaltungsrat festgesetzt wird. Hinsicht-
lich der Mitglieder gemäß § 5 Absatz 1 Buchstabe
a) bedarf die Festsetzung der Genehmigung durch
das Landeskirchenamt.

§ 8
Arbeitsgemeinschaften

(1) Unmittelbare Mitglieder, die Träger gleicher
Arbeitsgebiete sind, können sich im Einvernehmen
mit dem Vorstand im Rahmen ihrer Mitgliedschaft
im Diakonischen Werk zu Arbeitsgemeinschaften
zusammenschließen.

(2) Auf Beschluss von zwei Drittel der Mitglieder
einer Arbeitsgemeinschaft können Mitgliedsbeiträ-
ge erhoben werden. Die Mitglieder gemäß § 5
Absatz 1 Buchstabe a) bedürfen dazu der Geneh-
migung des Landeskirchenamtes. Für Arbeitsge-
meinschaften, die sowohl aus kirchlichen Körper-
schaften als auch aus anderen Rechtsformen
bestehen, können durch den Verwaltungsrat
gesonderte Regelungen geschaffen werden.

(3) Geschäftsführer einer Arbeitsgemeinschaft ist
in der Regel der jeweilige Leiter des entsprechen-
den Sachgebietes im Diakonischen Werk.

§ 8a
Arbeitsgemeinschaften diakonischer Dienste

im Stadt- oder Landkreis

(1) Alle Mitgliedseinrichtungen, die auf dem Gebiet
eines Stadt- oder Landkreises ansässig sind, sol-
len sich auf der Grundlage einer vom Verwaltungs-
rat beschlossenen Musterordnung zu einer regio-
nalen Arbeitsgemeinschaft diakonischer Dienste
zusammenschließen.

(2) Aufgabe der Arbeitsgemeinschaft ist es

a) die Arbeit der Diakonie im Stadt- oder Land-
kreis zu unterstützen und zu fördern,

b) gemeinsame Interessen gegenüber der kom-
munalen Seite und in der Arbeitsgemeinschaft
der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege
(LIGA der Freien Wohlfahrtspflege) auf Kreis-
ebene zu vertreten und in Sozialplanungen des
Stadt- oder Landkreises einzubringen.

(3) Die Vertretung der Mitglieder nach § 5 Absatz 1
in der Arbeitsgemeinschaft erfolgt gemäß § 18
Absatz 4 Diakoniegesetz. Für die Vertretung mittel-
barer Mitglieder gilt § 5 Absatz 2 Satz 3 entspre-
chend.

(4) Abweichungen von der Musterordnung nach
Absatz 1 bedürfen der Genehmigung des Verwal-
tungsrates.
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§ 11
Aufgaben der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung hat darauf zu ach-
ten, dass die Tätigkeit der Vereinsorgane den Sat-
zungszwecken (§ 2) entspricht.

(2) Sie hat ferner

a) den Rechenschaftsbericht des Vorstandes und
den des Verwaltungsrates über die Tätigkeit
des Werkes im abgelaufenen Geschäftsjahr
und über seine Vermögenslage entgegenzu-
nehmen und über die Entlastung des Vorstan-
des und des Verwaltungsrates zu beschließen,

b) die Wahlen in den Verwaltungsrat (§ 13 Absatz
2 und 4) vorzunehmen,

c) über Satzungsänderungen und Auflösung des
Vereins (§ 12 Absatz 2, § 22 Absatz 1) sowie

d) über andere, ihr vom Verwaltungsrat oder vom
Vorstand unterbreitete Angelegenheiten zu
beschließen.

(3) Anträge, über welche die Mitgliederversamm-
lung beschließen soll, sind dem Vorsitzenden des
Verwaltungsrates mindestens 10 Tage vorher
schriftlich einzureichen. Die Aufnahme weiterer
Tagesordnungspunkte kann zu Beginn der Sitzung
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der erschiene-
nen Mitglieder beschlossen werden; hiervon sind
Anträge auf Durchführung von Wahlen in den Ver-
waltungsrat, Satzungsänderungen oder Auflösung
des Vereins ausgenommen.

(4) Über die Verhandlungen der Mitgliederver-
sammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die
den Verlauf der Sitzung, sowie Anträge und
Beschlüsse im Wortlaut wiedergeben muss. Die
Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Proto-
kollführer zu unterzeichnen, eine Abschrift der Nie-
derschrift ist den Mitgliedern innerhalb von zwei
Monaten nach der Mitgliederversammlung zuzulei-
ten.

§ 12
Beschlüsse der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig,
wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder vertre-
ten ist. Muss die Mitgliederversammlung wegen
Beschlussunfähigkeit vertagt werden, so ist sie im
zweiten Termin, frühestens nach Ablauf von zwei
Wochen, in jedem Falle beschlussfähig. Darauf ist
in der Einladung hinzuweisen. Die Mitgliederver-
sammlung entscheidet mit einfacher Mehrheit der
vertretenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt
der Antrag als abgelehnt.

(2) Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit
von drei Vierteln der vertretenen Stimmen - min-

destens aber von einem Drittel aller Mitglieder -
und der Zustimmung durch das Landeskirchenamt.
Zur Änderung des Satzungszweckes (§ 2 Absatz 1)
ist die Zustimmung von drei Vierteln aller Mitglieder
erforderlich; die Entscheidung der nicht erschiene-
nen Mitglieder muss schriftlich eingeholt werden.

(3) Wegen eines Beschlusses über die Auflösung
des Vereins wird auf § 22 verwiesen.

§ 13
Der Verwaltungsrat

(1) Zum Verwaltungsrat gehören von Amts wegen

a) der Bischof; er kann zu den Sitzungen des Ver-
waltungsrates einen persönlichen Vertreter ent-
senden,

b) der zuständige theologische Referent des Lan-
deskirchenamtes.

(2) Die Mitgliederversammlung wählt in den Ver-
waltungsrat 

a) drei Vertreter der gemeindlichen Diakonie,

b) drei Vertreter der übergemeindlichen Diakonie,

c) vier Vertreter diakonischer Einrichtungen.

Darüber hinaus kann die Mitgliederversammlung
bis zu vier weitere Personen hinzuwählen. Der Ver-
waltungsrat kann sich um bis zu fünf weitere geeig-
nete Personen ergänzen.

(3) Dem Verwaltungsrat gehören mit beratender
Stimme die Mitglieder des Vorstandes an.

(4) Mitarbeiter der Landesgeschäftsstelle des Dia-
konischen Werkes können nicht Mitglieder des Ver-
waltungsrates sein.

(5) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte sei-
nen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.

(6) Die Wahlen erfolgen auf vier Jahre, die Gewähl-
ten bleiben bis zur Neuwahl im Amt. Wiederwahl ist
zulässig. Scheidet ein von der Mitgliederversamm-
lung gewähltes Mitglied des Verwaltungsrates
während seiner Amtsdauer aus, so kann der Ver-
waltungsrat bis zur nächsten Mitgliederversamm-
lung einen Stellvertreter bestimmen; Absatz 2 gilt
entsprechend.

§ 14
Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Tätigkeit des
Vorstandes im Hinblick auf die Ausrichtung der
Gesamtarbeit und die sachgemäße Erfüllung der
sich daraus ergebenden Aufgaben.
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sowie Fachgruppen (§ 5 Absatz 2) und die
Genehmigung von Abweichungen von diesen
Ordnungen, 

q) Beschlussfassung über die Übernahme und
Anwendung von Kirchengesetzen für das Dia-
konische Werk und seine Mitgliedseinrichtun-
gen.

(3) Der Verein wird gegenüber dem Vorstand
gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Verwal-
tungsratsmitglieder gemeinschaftlich vertreten, von
denen mindestens eines der Verwaltungsratsvorsit-
zende oder der stellvertretende Verwaltungsrats-
vorsitzende sein muss.

§ 15
Beschlüsse des Verwaltungsrates

(1) Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat in
der Regel alle drei Monate zur Sitzung ein, im übri-
gen so oft es notwendig ist. Die Einladung erfolgt
schriftlich unter Angabe der Tagesordnung mit
einer Frist von mindestens zwei Wochen. Der Vor-
sitzende hat den Verwaltungsrat binnen zwei
Wochen einzuberufen, wenn fünf seiner Mitglieder
dies schriftlich unter Angabe der Gründe beantra-
gen.

(2) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn
mindestens die Hälfte seiner stimmberechtigten
Mitglieder anwesend ist. Seine Beschlüsse werden
mit einfacher Mehrheit der Anwesenden gefasst.

(3) § 11 Absatz 4 gilt entsprechend mit der Maßga-
be, dass die Frist zur Protokollerstellung einen
Monat beträgt.

(4) Sofern Angelegenheiten einzelner Mitglieder
des Verwaltungsrates erörtert werden, kann nach
Anhörung der Beteiligten ohne sie verhandelt wer-
den. Überdies kann der Verwaltungsrat zur internen
Beratung einzelner Angelegenheiten den Vorstand
oder einzelne Mitglieder des Vorstandes von der
Sitzungsteilnahme ausschließen.

§ 16
Der Vorstand

(1) Dem Vorstand gehören an

a) der Landespfarrer für Diakonie als Vorstands-
vorsitzender,

b) der Direktor im Diakonischen Werk als stellver-
tretender Vorsitzender,

c) ein vom Bischof bestimmtes juristisches Mit-
glied des Landeskirchenamtes,

d) drei weitere Mitglieder, die der Verwaltungsrat
gemäß § 14 Absatz 2 Buchstabe j) wählt.

(2) Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere

a) Entgegennahme und Beratung von Berichten
des Vorstandes,

b) Festsetzung der allgemeinen Richtlinien für die
Arbeit des Werkes im Rahmen der Beschlüsse
der Mitgliederversammlung sowie - im Einver-
nehmen mit dem Landeskirchenamt - 
Beschlussfassung über die Grundsätze für dia-
konische Einrichtungen (§ 7 Absatz 3 Buchsta-
be e ),

c) Beschlussfassung über die Aufnahme neuer
Aufgabengebiete, 

d) Beschlussfassung über Ausnahmegenehmi-
gungen gemäß § 7 Absatz 4 und Sonderrege-
lungen gemäß § 7 Absatz 8 der Satzung, 

e) Bildung von Arbeitsausschüssen, 

f) Beschlussfassung über den vom Vorstand vor-
zulegenden Haushalts- und Stellenplan, 

g) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge, 

h) Beschlussfassung über den vom Vorstand vor-
zulegenden Vorschlag über die Verteilung der
Mittel zur Förderung der diakonischen Arbeit, 

i) Aufnahme und Ausschluss von Vereinsmitglie-
dern (§ 6) sowie Festlegung von Kriterien für
mittelbare Mitgliedschaften, 

j) Wahl von drei Vorstandsmitgliedern gemäß 
§ 16 Absatz 1 Buchstabe d), 

k) Wahl des Landespfarrers für Diakonie, der
zugleich Vorstandsvorsitzender des Diakoni-
schen Werkes ist. Die Wahlvorbereitung erfolgt
gemäß § 25 Absatz 2 Diakoniegesetz, 

l) Anstellung und Entlassung des Direktors im
Diakonischen Werk, der zugleich stellvertreten-
der Vorstandsvorsitzender des Diakonischen
Werkes ist, 

m) Beschlussfassung über eine Geschäftsord-
nung für den Vorstand, 

n) Bestellung des Abschlussprüfers, Erteilung des
Prüfauftrages und Entgegennahme des Prüf-
berichtes. Dabei wird der Prüfbericht jedem
Mitglied des Verwaltungsrates vorgelegt und in
der betreffenden Verwaltungsratssitzung
grundsätzlich durch den Abschlussprüfer erläu-
tert, 

o) Beschlussfassung über Angelegenheiten
gemäß § 18 Absatz 4 der Satzung, 

p) Beschlussfassung über Musterordnungen für
Arbeitsgemeinschaften gemäß §§ 8 und 8a
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(2) Kein Mitglied des Vorstandes darf zugleich dem
Verwaltungsrat als stimmberechtigtes Mitglied
angehören. Die Amtszeit für die Mitglieder des Vor-
standes gemäß Absatz 1 Buchstabe d) beträgt vier
Jahre. Die Gewählten bleiben bis zur Neuwahl im
Amt. Wiederwahl ist zulässig.

(3) Der Vorstand tritt nach Bedarf auf Einladung
des Vorsitzenden zusammen; die Einladung erfolgt
unter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von
mindestens einer Woche. Der Vorsitzende hat den
Vorstand binnen zwei Wochen einzuberufen, wenn
zwei seiner Mitglieder dies schriftlich unter Angabe
der Gründe beantragen. Bei Verhinderung des Vor-
sitzenden obliegen seinem Stellvertreter die vorge-
nannten Aufgaben.

(4) Der Vorsitzende des Verwaltungsrates kann mit
beratender Stimme an den Sitzungen des Vorstan-
des teilnehmen.

(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn minde-
stens vier Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder
sein Stellvertreter, anwesend sind. Beschlüsse
werden mit einfacher Mehrheit der Anwesenden
gefasst. § 11 Absatz 4 und § 15 Absatz 4 gelten
entsprechend mit der Maßgabe, dass die in § 11
Absatz 4 genannte Frist einen Monat beträgt.

(6) Der Verein wird im Sinne des § 26 Absatz 2
BGB gerichtlich und außergerichtlich durch jeweils
zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich vertre-
ten, von denen eines der Vorsitzende oder der stell-
vertretende Vorsitzende sein muss. Die Regelung
unter § 14 Absatz 3 bleibt unberührt.

§ 17 
Aufgaben des Vorstandes

(1) Der Vorstand bereitet im Einvernehmen mit dem
Vorsitzenden des Verwaltungsrates die Sitzungen
des Verwaltungsrates vor und führt die Geschäfte
des Diakonischen Werkes. Er ist an Beschlüsse
des Verwaltungsrates gebunden.

(2) Zu den Aufgaben des gesamten Vorstandes
gehört insbesondere 

a) Beschlussfassung über den Haushalts- und
Stellenplan zur Vorlage an den Verwaltungsrat
(§ 14 Absatz 2 Buchstabe f), 

b) Beschlussfassung über die Verteilung der Mit-
tel zur Förderung der diakonischen Arbeit zur
Vorlage an den Verwaltungsrat (§ 14 Absatz 2
Buchstabe h), 

c) Beschlussfassung über sonstige Angelegen-
heiten, die über den Rahmen der laufenden
Geschäftsführung hinausgehen, insbesondere
Ankauf, Veräußerung und Belastung von
Grundstücken sowie die Aufnahme von Darle-

hen, und die nicht anderen Organen des Dia-
konischen Werkes vorbehalten sind, 

d) Beschlussfassung über den Geschäftsvertei-
lungsplan sowie die Geschäftsordnung für die
Geschäftsstelle.

(3) Dem Vorstand sind die Arbeitsgemeinschaften
gemäß § 8 zugeordnet.

§ 18 
Geschäftsführung

(1) Der Landespfarrer für Diakonie und der Direktor
im Diakonischen Werk bilden den geschäftsführen-
den Vorstand. Sie vertreten sich gegenseitig. Sie
sind dem Vorstand und dem Verwaltungsrat für die
laufenden Geschäfte des Diakonischen Werkes
verantwortlich.

(2) Der Landespfarrer für Diakonie trägt die
Gesamtverantwortung, insbesondere für den 
sozialdiakonischen Bereich; er ist Dienstvorgesetz-
ter der Mitarbeiter des Diakonischen Werkes.

(3) Der Direktor im Diakonischen Werk ist insbe-
sondere verantwortlich für den Bereich Recht und
Wirtschaft. Der Vorsitzende des Verwaltungsrates
ist Dienstvorgesetzter des Direktors.

(4) Die Beschlussfassung über Angelegenheiten
gemäß § 17 Absatz 2 Buchstabe a), c) und d) kann
im Vorstand nur im Einvernehmen mit beiden Mit-
gliedern der Geschäftsführung erfolgen. Ist dieses
nicht herstellbar, entscheidet insoweit der Verwal-
tungsrat nach Vorlage durch den Vorstand.

(5) Der geschäftsführende Vorstand vertritt das
Diakonische Werk gegenüber dem Diakonischen
Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland,
den Dienststellen der Ökumene, gegenüber der
Landesregierung, den örtlichen und überörtlichen
Trägern der Sozialhilfe und Jugendhilfe sowie in
der Liga der Freien Wohlfahrtpflege.

(6) Entscheidungen, die veröffentlich werden müs-
sen, werden in geeigneter Weise durch Rund-
schreiben des Diakonischen Werkes und im Amts-
blatt der Evangelischen Kirche von Kurhessen-
Waldeck bekannt gegeben.

§ 19 
Landesgeschäftsstelle

(1) Das Diakonische Werk unterhält zur Durch-
führung seiner Aufgaben eine Landesgeschäfts-
stelle. Sie ist mit der erforderlichen Zahl von Mitar-
beitern zu besetzen.

(2) § 7 Absatz 3 bis 5 gelten entsprechend.
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§ 24 
Übergangsregelungen

zur Neufassung der Satzung

(1) Bis zur Eintragung der von der Mitgliederver-
sammlung am 31.01.2005 beschlossenen Sat-
zungsänderungen ins Vereinsregister bleiben alle
Mitglieder des Verwaltungsrates sowie des Vor-
standes auf der Grundlage der bisher geltenden
Satzungsbestimmungen im Amt.

(2) Nach Verabschiedung der Satzungsänderun-
gen durch die Mitgliederversammlung tritt zeitnah
der Verwaltungsrat zusammen und wählt,

− aus seiner Mitte seinen Vorsitzenden und des-
sen Stellvertreter (§ 13 Absatz 5 der Satzung/
Neufassung)

− drei Vorstandsmitglieder gemäß § 16 Absatz 1
Buchstabe d) der Satzung (Neufassung).

Die Ergebnisse der Wahlen werden dem Register-
gericht zusammen mit dem Antrag auf Eintragung
der Satzungsänderungen zugeleitet. Mit der Eintra-
gung der Satzungsänderungen und der neuen Vor-
standmitglieder in das Vereinsregister scheiden der
bisherige Vorsitzende des Diakonischen Werkes,
dessen bisheriger Stellvertreter sowie das weitere
vom Verwaltungsrat auf bisheriger Satzungsgrund-
lage gewählte Vorstandsmitglied aus ihren Ämtern
aus. Zu diesem Zeitpunkt scheidet auch der zu-
ständige juristische Referent des Landeskirchen-
amtes aus dem Verwaltungsrat aus und die Amts-
zeit des Vorsitzenden des Verwaltungsrates sowie
seines Stellvertreters beginnt. Das Amt des Vor-
standsvorsitzenden geht auf den amtierenden Lan-
despfarrer für Diakonie, das Amt des stellvertreten-
den Vorstandsvorsitzenden auf den amtierenden
Direktor im Diakonischen Werk über.

Das Vorstandsamt des vom Bischof bestimmten
juristischen Mitgliedes des Landeskirchenamtes
bleibt unberührt. Entsprechendes gilt für die sat-
zungsmäßige Rechtsstellung der Mitglieder des
Verwaltungsrates des Diakonischen Werkes in Kur-
hessen-Waldeck e.V.

§ 20 
Rechnungsprüfung

In seiner Rechnungs- und Wirtschaftsprüfung wird
das Diakonische Werk durch einen vom Verwal-
tungsrat bestellten Wirtschaftsprüfer geprüft.

§ 21 
Übergangsregelung zur Zuordnung 

in unmittelbare und mittelbare Mitgliedschaften

(1) Mitglieder gemäß § 5 Absatz 1 und 2 der Sat-
zung in ihrer Fassung vom 22. September 1997
sind unmittelbare Mitglieder i.S.d. § 5 Absatz 1
Buchstabe a) - c) der Satzung in ihrer Fassung vom
31.01.2005.

(2) (Sprengel-) Arbeitsgemeinschaften gemäß § 5
Absatz 3 der Satzung in ihrer Fassung vom 22.
September 1997 werden Fachgruppen i.S.d. § 5
Absatz 2 der Satzung in ihrer Fassung vom
31.01.2005.
Ihre gemeinnützigen Mitglieder sind mittelbare Mit-
glieder i.S.d. § 5 Absatz 2 der Satzung.

(3) Änderungen der Zuordnung gemäß Absatz 1
und 2 sind durch Beschluss des Verwaltungsrates
mit Zustimmung des betroffenen Mitgliedes zu-
lässig.

§ 22 
Auflösung des Vereins

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur mit einer
Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder beschlos-
sen werden. § 12 Absatz 2, Satz 2, Halbsatz 2 gilt
entsprechend.

(2) Bei Auflösung des Vereins oder Undurchführ-
barkeit der Satzungszwecke fällt das Vereinsver-
mögen an die Evangelische Kirche von Kurhessen-
Waldeck, die es unmittelbar und ausschließlich im
Rahmen der Satzungszwecke zu verwenden hat.

§ 23 
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt nach Genehmigung durch das
Landeskirchenamt mit Eintragung in das Vereinsre-
gister in Kraft.

Der vorstehenden, durch Beschluss der Mitglieder-
versammlung vom 31. Januar 2005 neu gefassten
Satzung stimmte das Landeskirchenamt der Ev.
Kirche von Kurhessen-Waldeck mit Schreiben vom
31. März 2005 zu. Sie wurde am 10. Mai 2005 in
das Vereinsregister Nr. 1032 (AG Kassel) eingetra-
gen und ist damit an diesem Tage in Kraft getreten.
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Bildung des Evangelischen Gesamtverbandes  
Bad Zwesten - Niederurff

Landeskirchenamt Kassel, den 11. Juli 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelischen Kirchen-
gemeinden Bad Zwesten, Betzigerode, Wenzigero-
de, Niederurff, Oberurff und Römersberg, Kirchen-
kreis Fritzlar, haben durch übereinstimmende
Beschlüsse gemäß § 2 des Kirchengesetzes über
die Gesamt- und Zweckverbände in der Evangeli-
schen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom
18.3.1969 (KABl. S. 25) - Verbandsgesetz -, zuletzt
geändert durch Kirchengesetz vom 26. November
2003 (KABl. S. 186), die Bildung eines Gesamtver-
bandes beschlossen. Die vorläufige Verbandsver-
tretung des Evangelischen Gesamtverbandes Bad
Zwesten - Niederurff hat am 10. Mai 2005 auf der
Grundlage der Mustersatzung für kirchengemeind-
liche Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 
(KABl. S. 45) eine Satzung für den Gesamtverband
beschlossen.

Gemäß § 2 Absatz 6 des Verbandsgesetzes wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Satzung des Evangelischen Gesamtverbandes 
Bad Zwesten - Niederurff

Die Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 
(KABl. S. 45) wurde mit folgenden Änderungen
beschlossen:

In § 11 Absatz 1, Satz 2, wird das Wort "sieben"
durch das Wort "vierzehn" ersetzt.

Waldeck vom 18.3.1969 (KABl. S. 25) - Verbands-
gesetz -, zuletzt geändert durch Kirchengesetz
vom 26. November 2003 (KABl. S. 186), die Bildung
eines Gesamtverbandes beschlossen. Die vorläufi-
ge Verbandsvertretung des Evangelischen
Gesamtverbandes Diemelstadt hat am 31. März
und 19. Mai 2005 auf der Grundlage der Muster-
satzung für kirchengemeindliche Gesamtverbände
vom 3. Februar 2004 (KABl. S. 45) eine Satzung für
den Gesamtverband beschlossen.

Gemäß § 2 Absatz 6 des Verbandsgesetzes wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Satzung des Evangelischen Gesamtverbandes  
Diemelstadt

Es wurde die Mustersatzung für kirchengemeindli-
che Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 mit den
entsprechenden Eintragungen ohne Änderungen
beschlossen, daher wird auf die Veröffentlichung
der Mustersatzung im Kirchlichen Amtsblatt 2004,
Seite 45 verwiesen.

Bildung des Evangelischen Gesamtverbandes  
Diemelstadt

Landeskirchenamt Kassel, den 11. Juli 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelischen Kirchen-
gemeinden Diemelstadt-Wrexen, Helmighausen,
Hesperinghausen, Kohlgrund, Neudorf, Rhoden
und Wethen, Kirchenkreis der Twiste, haben durch
übereinstimmende Beschlüsse gemäß § 2 des Kir-
chengesetzes über die Gesamt- und Zweckverbän-
de in der Evangelischen Kirche von Kurhessen-

Bildung des 
Evangelisch-lutherischen Gesamtverbandes 

Kirchlotheim - Altenlotheim

Landeskirchenamt Kassel, den 11. Juli 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelisch-lutheri-
schen Kirchengemeinden Kirchlotheim und Alten-
lotheim, Kirchenkreis Frankenberg, haben durch
übereinstimmende Beschlüsse gemäß § 2 des Kir-
chengesetzes über die Gesamt- und Zweckverbän-
de in der Evangelischen Kirche von Kurhessen-
Waldeck vom 18.3.1969 (KABl. S. 25) - Verbands-
gesetz -, zuletzt geändert durch Kirchengesetz
vom 26. November 2003 (KABl. S. 186), die Bildung
eines Gesamtverbandes beschlossen. Die vorläufi-
ge Verbandsvertretung des Evangelisch-lutheri-
schen Gesamtverbandes Kirchlotheim - Altenlot-
heim hat am 21. März 2005 auf der Grundlage der
Mustersatzung für kirchengemeindliche Gesamt-
verbände vom 3. Februar 2004 (KABl. S. 45) eine
Satzung für den Gesamtverband beschlossen.
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Bildung des Evangelischen Gesamtverbandes  
Zierenberg - Burghasungen

Landeskirchenamt Kassel, den 11. Juli 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelischen Kirchen-
gemeinden Burghasungen und Zierenberg, Kir-
chenkreis Wolfhagen, haben durch übereinstim-
mende Beschlüsse gemäß § 2 des Kirchengeset-
zes über die Gesamt- und Zweckverbände in der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 18.3.1969 (KABl. S. 25) - Verbandsgesetz -,
zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 
26. November 2003 (KABl. S. 186), die Bildung
eines Gesamtverbandes beschlossen. Die vorläufi-
ge Verbandsvertretung des Evangelischen
Gesamtverbandes Zierenberg - Burghasungen hat
am 19. Mai 2005 auf der Grundlage der Mustersat-
zung für kirchengemeindliche Gesamtverbände
vom 3. Februar 2004 (KABl. S. 45) eine Satzung für
den Gesamtverband beschlossen.

Gemäß § 2 Absatz 6 des Verbandsgesetzes wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Satzung des Evangelischen Gesamtverbandes  
Zierenberg - Burghasungen

Die Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 
(KABl. S. 45) wurde mit folgenden Änderungen
beschlossen:

1. In § 2 Absatz 1 Nr. 2 werden nach den Worten
"des Kirchlichen Rentamtes" die Worte "für die
Kirchenkreise Hofgeismar und Wolfhagen" ein-
gesetzt.

2. § 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
"Die Mitglieder der Kirchenvorstände der Mit-
gliedsgemeinden gemäß § 3 Abs.1 bilden die
Verbandsvertretung."

3. § 10 Absatz 3 entfällt, Absatz 4 wird Absatz 3,
Absatz 5 Sätze 2 und 3 entfallen, Satz 1 wird
Absatz 4.

4. § 11 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
"Die konstituierende Sitzung wird von dem
amtierenden vorsitzenden Mitglied nach Kons-
tituierung der Kirchenvorstände einberufen und
bis zur Wahl des neuen vorsitzenden Mitglieds
geleitet."

Gemäß § 2 Absatz 6 des Verbandsgesetzes wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Satzung des 
Evangelisch-lutherischen Gesamtverbandes

Kirchlotheim - Altenlotheim

Die Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 
(KABl. S. 45) wurde mit folgenden Änderungen
beschlossen:

1. § 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
"Die gewählten und berufenen Mitglieder der
Kirchenvorstände bilden die Verbandsvertre-
tung, darunter die geschäftsführende Person
nach Artikel 28a der Grundordnung der Evan-
gelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck."

2. § 10 Absatz 3 entfällt, Absatz 4 wird Absatz 3,
Absatz 5 Sätze 2 und 3 entfallen, Satz 1 wird
Absatz 4.

3. § 11 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
"Die konstituierende Sitzung wird von dem
amtierenden vorsitzenden Mitglied nach Kon-
stituierung der Kirchenvorstände einberufen
und bis zur Wahl des neuen vorsitzenden Mit-
glieds geleitet."

4. § 14 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
"Der Verbandsvorstand besteht aus 5 stimmbe-
rechtigten Mitgliedern der Verbandsvertretung.
Ihm gehören an:
1. das vorsitzende Mitglied,
2. das stellvertretende vorsitzende Mitglied,
3. 3 weitere Mitglieder der Mitgliedsgemein-

den, für die je eine Stellvertretung zu
wählen ist.

Von den Personen nach Ziffer 1. bis 3. stellen
die Kirchengemeinden Kirchlotheim und Alten-
lotheim je zwei Mitglieder, das fünfte Mitglied ist
der Pfarrstelleninhaber kraft Amtes.
Unter den Mitgliedern müssen die geschäfts-
führende Person nach Artikel 28a der Grund-
ordnung der Evangelischen Kirche von Kurhes-
sen-Waldeck sein." 
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5. § 12 Absatz 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung:
"die Genehmigung über - und außerplanmäßi-
ger Ausgaben, wenn sie 5 % des Haushaltsvo-
lumens, maximal 10.000,00 €, überschreiten,"

6. § 14 Absatz 1 wird wie folgt formuliert:
"Der Verbandsvorstand besteht aus fünf stimm-
berechtigten Mitgliedern der Verbandsvertre-
tung. Ihm gehören an:
1. das vorsitzende Mitglied
2. das stellvertretende vorsitzende Mitglied
3. drei weitere Mitglieder der Mitgliedsge-

meinden, für die je eine Stellvertretung zu
wählen ist. Dem Verbandsvorstand sollen je
zwei Burghasunger und Zierenberger Kir-
chenvorstandsmitglieder angehören. Unter
den Mitgliedern müssen die geschäfts-
führenden Personen nach Artikel 28a der
Grundordnung sein."

7. In § 15 Absatz 1 werden die Worte "soll sechs-
mal" und "vier" durch die Worte "sollte dreimal"
und "sieben" ersetzt.

8. In § 15 Absatz 2 wird das Wort "und" durch das
Wort "oder" ersetzt und folgender Satz 2 ange-
fügt:
"Dabei muss jede Gemeinde vertreten sein."

die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Satzung des 
Evangelisch-lutherischen Gesamtverbandes

Niederwalgern - Oberwalgern

Die Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 (KABl.
S. 45) wurde mit folgenden Änderungen beschlos-
sen:

§ 14 Absatz 1 wird wie folgt formuliert:
"Der Verbandsvorstand besteht aus drei stimmbe-
rechtigten Mitgliedern der Verbandsvertretung. Ihm
gehören an:
1. das vorsitzende Mitglied
2. das stellvertretende vorsitzende Mitglied
3. ein weiteres Mitglied einer Mitgliedsgemeinde.

Für dieses Mitglied ist eine Stellvertretung zu
wählen. Dem Verbandsvorstand muss minde-
stens 1 Mitglied aus jeder Mitgliedsgemeinde
angehören. Unter den Mitgliedern müssen die
geschäftsführenden Personen nach Artikel 28a
der Grundordnung sein."

Bildung des
Evangelisch-lutherischen Gesamtverbandes 

Niederwalgern - Oberwalgern

Landeskirchenamt Kassel, den 14. Juni 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelisch-lutheri-
schen Kirchengemeinden Niederwalgern und
Oberwalgern, Kirchenkreis Marburg-Land, haben
durch übereinstimmende Beschlüsse gemäß § 2
des Kirchengesetzes über die Gesamt- und Zweck-
verbände in der Evangelischen Kirche von Kurhes-
sen-Waldeck vom 18.3.1969 (KABl. S. 25), zuletzt
geändert durch Kirchengesetz vom 26. November
2003 (KABl. S. 186), die Bildung eines Gesamtver-
bandes beschlossen. Die vorläufige Verbandsver-
tretung des Evangelisch-lutherischen Gesamtver-
bandes Niederwalgern - Oberwalgern hat am
21. April 2005 auf der Grundlage der Mustersat-
zung für kirchengemeindliche Gesamtverbände
vom 3. Februar 2004 (KABl. S. 45) eine Satzung für
den Gesamtverband beschlossen.

Gemäß § 2 Absatz 6 des Kirchengesetzes über die
Gesamt- und Zweckverbände in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 18.3.1969
(KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kirchenge-
setz vom 26. November 2003 (KABl. S. 186), wird

Bildung des Evangelischen Gesamtverbandes  
Wettesingen - Niederlistingen

Landeskirchenamt Kassel, den 14. Juni 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelischen Kirchen-
gemeinden Niederlistingen und Wettesingen, Kir-
chenkreis Wolfhagen, haben durch übereinstim-
mende Beschlüsse gemäß § 2 des Kirchengeset-
zes über die Gesamt- und Zweckverbände in der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 18.3.1969 (KABl. S. 25), zuletzt geändert
durch Kirchengesetz vom 26. November 2003
(KABl. S. 186), die Bildung eines Gesamtverban-
des beschlossen. Die vorläufige Verbandsvertre-
tung des Evangelischen Gesamtverbandes Wette-
singen - Niederlistingen hat am 20. April 2005 auf
der Grundlage der Mustersatzung für kirchenge-
meindliche Gesamtverbände vom 3. Februar 2004
(KABl. S. 45) eine Satzung für den Gesamtverband
beschlossen.

Gemäß § 2 Absatz 6 des Kirchengesetzes über die
Gesamt- und Zweckverbände in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 18.3.1969
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Bildung des Gesamtverbandes 
der Evangelischen Kirchengemeinden 

Immenhausen und Mariendorf

Landeskirchenamt Kassel, den 17. Juni 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelisch-reformier-
ten Kirchengemeinden Immenhausen und Marien-
dorf, Kirchenkreis Hofgeismar, haben durch über-
einstimmende Beschlüsse gemäß § 2 des Kirchen-
gesetzes über die Gesamt- und Zweckverbände in
der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 18.3.1969 (KABl. S. 25), zuletzt geändert
durch Kirchengesetz vom 26. November 2003
(KABl. S. 186), die Bildung eines Gesamtverban-
des beschlossen. Die vorläufige Verbandsvertre-
tung des Gesamtverbandes der Evangelischen Kir-
chengemeinden Immenhausen und Mariendorf hat
am 21. April 2005 auf der Grundlage der Muster-
satzung für kirchengemeindliche Gesamtverbände
vom 3. Februar 2004 (KABl. S. 45) eine Satzung für
den Gesamtverband beschlossen.

Gemäß § 2 Absatz 6 des Kirchengesetzes über die
Gesamt- und Zweckverbände in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 18.3.1969
(KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kirchenge-
setz vom 26. November 2003 (KABl. S. 186), wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Satzung des Gesamtverbandes
der Evangelischen Kirchengemeinden 

Immenhausen und Mariendorf

Die Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 (KABl.
S. 45) wurde mit folgenden Änderungen beschlos-
sen:

1. § 6 Absatz 2 wird um folgenden Satz ergänzt:
"Für die Verwaltung und den Betrieb (Gebäude-
und Betriebskosten) der kirchlichen Grund-
stücke und Gebäude sind die jeweiligen Mit-
gliedsgemeinden zuständig"

2. § 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
"Die Kirchenvorstände der Mitgliedsgemeinden
nach § 3 Absatz 1 bilden die Verbandsvertre-
tung."

3. § 10 Absatz 3 entfällt, Absatz 4 wird Absatz 3.
Absatz 5 Satz 2 und 3 entfallen, Satz 1 wird
Absatz 4.

4. In § 11 Absatz 1 wird das Wort "zweimal" durch
das Wort "einmal" ersetzt.

(KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kirchenge-
setz vom 26. November 2003 (KABl. S. 186), wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Satzung des Evangelischen Gesamtverbandes
Wettesingen - Niederlistingen

Die Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 (KABl.
S. 45) wurde mit folgenden Änderungen beschlos-
sen:

1. In § 2 Absatz 1 Nr. 2 wird nach den Worten
"Kirchlichen Rentamtes" eingefügt: "für die Kir-
chenkreise Hofgeismar und Wolfhagen".

2. In § 11 Absatz 2 werden nach den Worten "der
Mitglieder" die Worte "eines jeden Kirchenvor-
standes" eingesetzt.

3. § 12 Absatz 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung:
"die Genehmigung über- und außerplanmäßi-
ger Ausgaben, wenn sie 5 %, maximal
10.000,00 €, des Haushaltsvolumens über-
schreiten,"

4. § 14 Absatz 1 wird wie folgt formuliert:
"Der Verbandsvorstand besteht aus fünf stimm-
berechtigten Mitgliedern der Verbandsvertre-
tung. Ihm gehören an:
1. das vorsitzende Mitglied
2. das stellvertretende vorsitzende Mitglied
3. drei weitere Mitglieder der Mitgliedsge-

meinden, für die eine Stellvertretung zu
wählen ist.
Dem Verbandsvorstand sollen je zwei
gewählte oder berufene Wettesinger und
zwei Niederlistinger Kirchenvorstandsmit-
glieder angehören. Unter den Mitgliedern
müssen die geschäftsführenden Personen
nach Art. 28a der Grundordnung sein."

5. In § 15 Absatz 1 werden die Worte "soll sechs-
mal" und "vier" durch die Worte "sollte dreimal"
und "sieben" ersetzt; in Absatz 2 wird das Wort
"und" durch das Wort "oder" ersetzt.

6. In § 21 Absatz 1 wird nach den Worten "Kirch-
lichen Rentamtes" eingefügt: "für die Kirchen-
kreise Hofgeismar und Wolfhagen".
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5. § 11 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
"Die konstituierende Sitzung wird von dem
amtierenden vorsitzenden Mitglied nach Bil-
dung der Kirchenvorstände einberufen und bis
zur Wahl des neuen vorsitzenden Mitglieds
geleitet."

6. § 14 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
"Der Verbandsvorstand besteht aus mindes- 
tens acht stimmberechtigten Mitgliedern der
Verbandsvertretung. Ihm gehören an:
1. das vorsitzende Mitglied
2. das stellvertretende vorsitzende Mitglied
3. zwei weitere Mitglieder der Kirchengemein-

de Mariendorf und vier weitere Mitglieder
der Kirchengemeinde Immenhausen, für
die je eine Stellvertretung zu wählen ist.
Unter den Mitgliedern des Verbandsvor-
standes müssen die geschäftsführenden
Personen nach Artikel 28a der Grundord-
nung und die Pfarrstelleninhaber sein."

7. In § 15 Absatz 1 wird das Wort "sechsmal"
durch die Worte "mindestens dreimal" ersetzt.

Satzung des Evangelischen Gesamtverbandes
Kellerwald

Die Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 (KABl.
S. 45) wurde mit folgenden Änderungen beschlos-
sen:

1. § 10 Absatz 1 wird der letzte Satz wie folgt for-
muliert:
"Für die Stellvertretung wählen die Kirchenvor-
stände Battenhausen, Dodenhausen und Hai-
na/Kloster je zwei, der Kirchenvorstand Löhl-
bach drei Vertreter."

2. § 12 Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:
"die Wahl der Mitglieder des Verbandsvorstan-
des aus ihrer Mitte. Die Besetzung des Vorsit-
zes und des stellvertretenden Vorsitzes regelt
die Geschäftsordnung."

3. § 14 Absatz 1 wird wie folgt formuliert:
"Der Verbandsvorstand besteht aus 5 stimmbe-
rechtigten Mitgliedern der Verbandsvertretung.
Davon stellen die Kirchengemeinden Batten-
hausen, Dodenhausen und Haina/Kloster je ein
Mitglied, die Kirchengemeinde Löhlbach zwei
Mitglieder.
Dem Verbandsvorstand gehören an:
1. das vorsitzende Mitglied
2. das stellvertretende vorsitzende Mitglied
3. 3 weitere Mitglieder der Mitgliedsgemein-

den, für die je eine Stellvertretung zu
wählen ist." 

4. In § 15 Absatz 2 wird das Wort "und" durch das
Wort "oder" ersetzt.

Bildung des Evangelischen Gesamtverbandes
Kellerwald

Landeskirchenamt Kassel, den 17. Juni 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelisch-lutheri-
schen Kirchengemeinden Battenhausen, Doden-
hausen, Haina/Kloster und Löhlbach, Kirchenkreis
Frankenberg, haben durch übereinstimmende
Beschlüsse gemäß § 2 des Kirchengesetzes über
die Gesamt- und Zweckverbände in der Evangeli-
schen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom
18.3.1969 (KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kir-
chengesetz vom 26. November 2003 (KABl.
S. 186), die Bildung eines Gesamtverbandes
beschlossen. Die vorläufige Verbandsvertretung
des Evangelischen Gesamtverbandes Kellerwald
hat am 16. März 2005 auf der Grundlage der Must-
ersatzung für kirchengemeindliche Gesamtverbän-
de vom 3. Februar 2004 (KABl. S. 45) eine Satzung
für den Gesamtverband beschlossen.

Gemäß § 2 Absatz 6 des Kirchengesetzes über die
Gesamt- und Zweckverbände in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 18.3.1969
(KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kirchenge-
setz vom 26. November 2003 (KABl. S. 186), wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Bildung des Evangelischen Gesamtverbandes
Obermöllrich - Cappel - Zennern

Landeskirchenamt Kassel, den 17. Juni 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelischen und
Evangelisch-reformierten Kirchengemeinden
Obermöllrich, Cappel und Zennern, Kirchenkreis
Fritzlar, haben durch übereinstimmende Beschlüs-
se gemäß § 2 des Kirchengesetzes über die
Gesamt- und Zweckverbände in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 18.3.1969
(KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kirchenge-
setz vom 26. November 2003 (KABl. S. 186), die
Bildung eines Gesamtverbandes beschlossen. Die
vorläufige Verbandsvertretung des Evangelischen
Gesamtverbandes Obermöllrich - Cappel - Zen-
nern hat am 11. Mai 2005 auf der Grundlage der
Mustersatzung für kirchengemeindliche Gesamt-
verbände vom 3. Februar 2004 (KABl. S. 45) eine
Satzung für den Gesamtverband beschlossen.
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(KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kirchenge-
setz vom 26. November 2003 (KABl. S. 186), wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Satzung des Evangelischen Gesamtverbandes
Obermeiser - Westuffeln

Die Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 (KABl.
S. 45) wurde mit folgenden Änderungen beschlos-
sen:

1. In § 2 Absatz 1 Nr. 2 wird nach dem Wort 
"Rentamtes" ergänzt:
"für die Kirchenkreise Wolfhagen und Hofgeis-
mar (Rentamt)" 

2. § 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
"Die Mitglieder der Kirchenvorstände der Mit-
gliedsgemeinden bilden gemäß § 3 Absatz 1
die Verbandsvertretung."

3. § 10 Absatz 3 entfällt, Absatz 4 wird Absatz 3.
Absatz 5 Satz 2 und 3 entfallen, Satz 1 wird
Absatz 4.

4. In § 11 Absatz 2 werden nach dem Wort "Mit-
glieder" die Worte: "eines jeden Kirchenvor-
standes" eingefügt.

5. § 11 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
"Die konstituierende Sitzung wird von dem
amtierenden vorsitzenden Mitglied nach Kons-
tituierung der Kirchenvorstände einberufen und
bis zur Wahl des neuen vorsitzenden Mitglieds
geleitet."

6. In § 12 Absatz 1 Nr. 2 lautet der letzte Satz:
"Die Wahrnehmung mit Ämtern nach Nummer
1 in Personalunion ist nicht zulässig,"

7. § 12 Absatz 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung:
"die Genehmigung über- und außerplanmäßi-
ger Ausgaben, wenn sie 5 %, maximal
10.000,00 €, des Haushaltsvolumens über-
schreiten.

8. In § 15 Absatz 1 werden die Worte "soll sechs-
mal" durch die Worte "sollte dreimal" und das
Wort "vier" durch das Wort "sieben" ersetzt.

9. In § 15 Absatz 2 wird das Wort "und" durch das
Wort "oder" ersetzt und folgender Satz 2 ange-
fügt: "Dabei muss von § 14 Absatz 1 Nr. 3 min-
destens je ein Mitglied oder eine Stellvertre-
tung vertreten sein."

Gemäß § 2 Absatz 6 des Kirchengesetzes über die
Gesamt- und Zweckverbände in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 18.3.1969
(KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kirchenge-
setz vom 26. November 2003 (KABl. S. 186), wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Satzung des Evangelischen Gesamtverbandes
Obermöllrich - Cappel - Zennern

Die Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 (KABl.
S. 45) wurde mit folgenden Änderungen beschlos-
sen:

§ 14 Absatz 1 wird wie folgt formuliert:
"Der Verbandsvorstand besteht aus drei stimmbe-
rechtigten Mitgliedern der Verbandsvertretung.
Ihm gehören an:
1. das vorsitzende Mitglied
2. das stellvertretende vorsitzende Mitglied
3. ein weiteres Mitglied der Mitgliedsgemeinde,

die nicht unter Punkt 1 oder 2 vertreten ist. Für
dieses Mitglied ist eine Stellvertretung zu
wählen.
Unter den Mitgliedern des Verbandsvorstandes
müssen die geschäftsführenden Personen
nach Artikel 28a der Grundordnung sein."

Bildung des Evangelischen Gesamtverbandes  
Obermeiser - Westuffeln

Landeskirchenamt Kassel, den 20. Juni 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelischen Kirchen-
gemeinden Obermeiser und Westuffeln, Kirchen-
kreis Hofgeismar, haben durch übereinstimmende
Beschlüsse gemäß § 2 des Kirchengesetzes über
die Gesamt- und Zweckverbände in der Evangeli-
schen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom
18.3.1969 (KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kir-
chengesetz vom 26. November 2003 (KABl.
S. 186), die Bildung eines Gesamtverbandes
beschlossen. Die vorläufige Verbandsvertretung
des Evangelischen Gesamtverbandes Obermeiser
- Westuffeln hat am 26. April 2005 auf der Grundla-
ge der Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 (KABl.
S. 45) eine Satzung für den Gesamtverband
beschlossen.

Gemäß § 2 Absatz 6 des Kirchengesetzes über die
Gesamt- und Zweckverbände in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 18.3.1969
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Bildung des Evangelischen Gesamtverbandes
Deisel - Langenthal

Landeskirchenamt Kassel, den 5. Juli 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelischen Kirchen-
gemeinden Deisel und Langenthal, Kirchenkreis
Hofgeismar,  haben durch übereinstimmende
Beschlüsse gemäß § 2 des Kirchengesetzes über
die Gesamt- und Zweckverbände in der Evangeli-
schen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom
18.3.1969 (KABl. S. 25) - Verbandsgesetz -, zuletzt
geändert durch Kirchengesetz vom 26. November
2003 (KABl. S. 186), die Bildung eines Gesamtver-
bandes beschlossen. Die vorläufige Verbandsver-
tretung des Evangelischen Gesamtverbandes Dei-
sel und Langenthal hat am 3. Mai 2005 auf der
Grundlage der Mustersatzung für kirchengemeind-
liche Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 (KABl.
S. 45) eine Satzung für den Gesamtverband
beschlossen.

Gemäß § 2 Absatz 6 des Verbandsgesetzes wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Satzung des Evangelischen Gesamtverbandes
Deisel - Langenthal

Die Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 (KABl.
S. 45) wurde mit folgenden Änderungen beschlos-
sen:

1. § 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
"Die Mitglieder der Kirchenvorstände der Mit-
gliedsgemeinden gemäß § 3 Absatz 1 bilden
die Verbandsvertretung."

2. § 10 Absatz 3 entfällt, Absatz 4 wird Absatz 3,
Absatz 5 Sätze 2 und 3 entfallen, Satz 1 wird
Absatz 4.

3. § 11 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
"Die konstituierende Sitzung wird von dem
amtierenden vorsitzenden Mitglied nach Kons-
tituierung der Kirchenvorstände einberufen und
bis zur Wahl des neuen vorsitzenden Mitglieds
geleitet."

4. § 12 Absatz 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung:
"die Genehmigung über - und außerplanmäßi-
ger Ausgaben, wenn sie 5 % des Haushaltsvo-
lumens, maximal 10.000,00 €, überschreiten,"

5. § 14 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
"Der Verbandsvorstand besteht aus fünf stimm-

berechtigten Mitgliedern der Verbandsvertre-
tung.
Ihm gehören an:
1. das vorsitzende Mitglied
2. das stellvertretende vorsitzende Mitglied
3. drei weitere Mitglieder, für die eine Stellver-
tretung zu wählen ist.
Insgesamt soll jede Mitgliedsgemeinde im Vor-
stand mit mindestens zwei Mitgliedern vertre-
ten sein. Unter den Mitgliedern des Verbands-
vorstandes müssen die geschäftsführenden
Personen nach Art. 28a der Grundordnung
sein." 

6. In § 15 Absatz 1 werden die Worte "soll sechs-
mal" durch die Worte "sollte dreimal" und das
Wort "vier" durch das Wort "sieben" ersetzt.
In § 15 Absatz 2 wird das Wort "und" durch das
Wort "oder" ersetzt.

Bildung des Gesamtverbandes
der Evangelischen Kirchengemeinden

Guxhagen-Breitenau und Ellenberg

Landeskirchenamt Kassel, den 5. Juli 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelischen Kirchen-
gemeinden Guxhagen-Breitenau und Ellenberg,
Kirchenkreis Melsungen, haben durch übereinstim-
mende Beschlüsse gemäß § 2 des Kirchengeset-
zes über die Gesamt- und Zweckverbände in der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 18.3.1969 (KABl. S. 25), zuletzt geändert
durch Kirchengesetz vom 26. November 2003
(KABl. S. 186), die Bildung eines Gesamtverban-
des beschlossen. Die vorläufige Verbandsvertre-
tung des Gesamtverbandes der Evangelischen Kir-
chengemeinden Guxhagen-Breitenau und Ellen-
berg hat am 3. Mai 2005 auf der Grundlage der
Mustersatzung für kirchengemeindliche Gesamt-
verbände vom 3. Februar 2004 (KABl. S. 45) eine
Satzung für den Gesamtverband beschlossen.

Gemäß § 2 Absatz 6 des Kirchengesetzes über die
Gesamt- und Zweckverbände in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 18.3.1969
(KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kirchenge-
setz vom 26. November 2003 (KABl. S. 186), wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat
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Satzung des Gesamtverbandes
der Evangelischen Kirchengemeinden

Guxhagen-Breitenau und Ellenberg

Die Mustersatzung für kirchengemeindliche
Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 (KABl.
S. 45) wurde mit folgenden Änderungen beschlos-
sen:

1. § 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
"Die Kirchenvorstände der Mitgliedsgemeinden
bilden die Verbandsvertretung."

2. § 10 Absatz 3 entfällt, Absatz 4 wird Absatz 3,
Absatz 5 Sätze 2 und 3 entfallen, Satz 1 wird
Absatz 4.

3. § 11 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
"Die konstituierende Sitzung wird von dem
amtierenden vorsitzenden Mitglied nach Kons-
tituierung der Kirchenvorstände einberufen und
bis zur Wahl des neuen vorsitzenden Mitglieds
geleitet."

4. § 14 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
"Dem Verbandsvorstand gehören folgende
stimmberechtigte Mitglieder an:
1. die Pfarrstelleninhaber der Mitgliedsgemein-
den kraft Amtes und
2. je ein weiteres Mitglied pro Mitgliedsgemein-
de, für das je eine Stellvertretung zu wählen ist.
Unter den Mitgliedern des Verbandsvorstandes
müssen das vorsitzende und das stellvertreten-
de vorsitzende Mitglied gemäß § 12 Absatz 1
Nr. 1 sein."

5. § 22 wird ergänzt um den Satz:
"Die Regelungen des Abschnitts II treten zum
01.01.2006 in Kraft." 

Bildung des Evangelischen 
Gesamtverbandes Harle

Landeskirchenamt Kassel, den 5. Juli 2005

Die Kirchenvorstände der Evangelischen Kirchen-
gemeinden Harle, Rhünda und Hesserode, Kir-
chenkreis Homberg, haben durch übereinstimmen-
de Beschlüsse gemäß § 2 des Kirchengesetzes
über die Gesamt- und Zweckverbände in der Evan-
gelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom
18.3.1969 (KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kir-
chengesetz vom 26. November 2003 (KABl.
S. 186), die Bildung eines Gesamtverbandes
beschlossen. Die vorläufige Verbandsvertretung
des Evangelischen Gesamtverbandes Harle hat

Landeskirchenamt Kassel, den 12. Juli 2005

Nachwahl in den Pfarrerausschuss

Pfarrer Rainer Koch ist aus dem Pfarrerausschuss
ausgeschieden. Auf dem Sprengeltag des Spren-
gels Waldeck und Marburg wurde deshalb am 6.
Juli 2005 gemäß § 16 Absatz 2 der Verordnung
über die Wahl und Geschäftsführung des Pfarrer-
ausschusses der Evangelischen Kirche von Kur-
hessen-Waldeck vom 18. September 1973 
(KABl. S. 109) 

Pfarrer Burkhard zur Nieden, Oberweimar,
Obergasse 4, 35096 Weimar 

als Stellvertreter von Pfarrer Dietrich Hannes
Eibach in den Pfarrerausschuss nachgewählt.

Dr. O b r o c k
Oberlandeskirchenrat

am 12. Mai 2005 auf der Grundlage der Mustersat-
zung für kirchengemeindliche Gesamtverbände
vom 3. Februar 2004 (KABl. S. 45) eine Satzung für
den Gesamtverband beschlossen.

Gemäß § 2 Absatz 6 des Kirchengesetzes über die
Gesamt- und Zweckverbände in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 18.3.1969
(KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kirchenge-
setz vom 26. November 2003 (KABl. S. 186), wird
die dem Landeskirchenamt gemäß § 16 Absatz 2
angezeigte Satzung nachstehend bekannt
gemacht.

L i e s
Oberlandeskirchenrat

Satzung des Evangelischen 
Gesamtverbandes Harle

Es wurde die Mustersatzung für kirchengemeindli-
che Gesamtverbände vom 3. Februar 2004 mit den
entsprechenden Eintragungen ohne Änderungen
beschlossen, daher wird auf die Veröffentlichung
der Mustersatzung im Kirchlichen Amtsblatt 2004,
Seite 45 verwiesen.
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Klinische Seelsorgeausbildung

Im Jahr 2006 werden in der Landeskirche folgende
Kurse in Klinischer Seelsorgeausbildung angeboten:

1. Geschlossener Sechs-Wochen-Kurs
vom 29. Mai bis 7. Juli 2006
Praxisfeld: Diakonissenkrankenhaus oder 
andere nahe gelegene Einrichtungen
Leitung: R. Rosenau/G. Butzmann
Eigenbeteiligung: € 300,--

2. Berufsbegleitender Sechs-Wochen-Kurs
Klausurwochen: 28. August bis 1. September
2006 und 22. bis 26. Oktober 2007
Kurstage: 11. September, 20. November, 
4. Dezember 2006, 15. Januar, 29. Januar, 
26. März, 23. April, 21. Mai, 30. Mai, 20. August,
26. August, 17. Oktober 2007
Praxisfeld: die eigene Gemeinde / das eigene
Praxisfeld
Leitung: R. Rosenau/U. Josuttis
Eigenbeteiligung: € 160,--

3. Fraktionierter Sechs-Wochen-Kurs
Klausurwochen: 16. bis 26. Oktober 2006, 5. bis
16. Februar 2007, 17. bis 28. September 2007
Praxisfeld: Diakonissenkrankenhaus oder 
andere nahe gelegene Einrichtungen
Leitung: R. Rosenau/A. Richter
Eigenbeteiligung: € 300,--

Die Kursangebote richten sich an Pfarrerinnen und
Pfarrer sowie andere kirchliche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, die haupt- oder nebenamtlich in
der Gemeinde, im Krankenhaus oder einer Diako-
nischen Einrichtung arbeiten oder sich für eine sol-
che Tätigkeit vorbereiten.

Anfragen und schriftliche Anmeldungen richten Sie
auf dem Dienstweg bis zum 31. Oktober 2005 an
den Supervisor und Leiter der Kurse:

Pastoralpsychologische Aus- und Fortbildung
Pfarrer Reinhold Rosenau
Herkulesstraße 71-73, 34119 Kassel

Pfarrer extr. Stefan Nadolny in Trendelburg in
einem eingeschränkten Dienstverhältnis (Dreivier-
tel-Dienstauftrag) zum Pfarrer der Pfarrstelle Tren-
delburg, Kirchenkreis Hofgeismar, (Pfarrstelle mit
Dreiviertel-Dienstauftrag) mit Wirkung vom 
1. August 2005

Pfarrerin Karin Schwalm in Bad Orb in einem ein-
geschränkten Dienstverhältnis erneut zur Pfarrerin
der landeskirchlichen Pfarrstelle für Kurseelsorge
in Bad Orb (Pfarrstelle mit halbem Dienstauftrag)
für die Dauer von weiteren fünf Jahren mit Wirkung
vom 1. Dezember 2005

Klinikpfarrerin Kathrin Wienold-Hocke in Bad Soo-
den-Allendorf in einem eingeschränkten Dienstver-
hältnis zur Pfarrerin einer landeskirchlichen Pfarr-
stelle einer Studienleiterin für Pfarrerfortbildung am
Evangelischen Predigerseminar in Hofgeismar
(Pfarrstelle mit halbem Dienstauftrag) für die Dauer
von fünf Jahren mit Wirkung vom 1. Juli 2005

Pfarrer Hermann Wolf in Rodenbach in einem ein-
geschränkten Dienstverhältnis (halber Dienstauf-
trag) erneut zum Pfarrer der 3. Pfarrstelle Roden-
bach, Kirchenkreis Hanau-Land, (Pfarrstelle mit
halbem Dienstauftrag) mit Wirkung vom 1. Septem-
ber 2005

Beauftragt:

Pfarrerin extr. Silke Behring in Langenselbold in
einem eingeschränkten Dienstverhältnis (halber
Dienstauftrag) mit der Versehung einer landes-
kirchlichen Pfarrstelle mit Wirkung vom 1. August
2005

Beauftragt gemäß Artikel 58 Absatz 2 der
Grundordnung:

Pfarrerin Nora Dinges in Neukirchen mit den Auf-
gaben einer Beauftragten für Kindergottesdienst im
Kirchenkreis Ziegenhain für die Dauer von fünf
Jahren mit Wirkung vom 1. Juli 2005

Pfarrer Harald Schneider in Steinau, Stadtteil Mar-
joß, erneut mit den Aufgaben eines Beauftragten
für Aussiedlerfragen im Kirchenkreis Schlüchtern
für die Dauer von weiteren fünf Jahren mit Wirkung
vom 1. Oktober 2005

Berufen:

Pfarrer Anton Becker in Eschwege, Stadtteil Nie-
derhone, im Rahmen eines weiteren halben 
Dienstauftrages in eine landeskirchliche Pfarrstelle
zur Erteilung von Religionsunterricht an Schulen
mit Wirkung vom 1. August 2005

Bereichsleiterin Pfarrerin Martina S. Gnadt in Kas-
sel erneut zur Leiterin des Bereichs Frauenarbeit
des Amtes für kirchliche Dienste mit Wirkung vom
1. Oktober 2005

Amtliche Nachrichten

Ernannt:

Pfarrer Ralf Gebauer in Bad Zwesten zum Pfarrer
der 2. Pfarrstelle Kassel-Wilhelmshöhe, Stadtkir-
chenkreis Kassel, mit Wirkung vom 1. September
2005

Pfarrer Dr. Martin Lückhoff in Bad Hersfeld zum
Dekan des Kirchenkreises Hanau-Land und zum
Pfarrer der 2. Pfarrstelle Langenselbold mit Wir-
kung vom 1. September 2005
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Valeri Ring in Bad Sooden-Allendorf in der Kir-
chengemeinde Allendorf, Kirchenkreis Witzenhau-
sen, am 27. Juni 2005

Doris Schaller in Frielendorf, Ortsteil Großropper-
hausen, in der Kirchengemeinde Groß-Ropperhau-
sen, Kirchenkreis Ziegenhain, am 15. Juni 2005

Ulrike Tokarz in Heringen in der Kirchengemeinde
Lengers, Kirchenkreis Hersfeld, am 15. Juni 2005

Beendet:

Das privatrechtliche Dienstverhältnis von Klinik-
pfarrerin Christa Eisenberg in Steinau, Stadtteil
Marborn, mit Wirkung vom 1. August 2005 (Rente)

Das privatrechtliche Dienstverhältnis von Pfarrer
Hans-Wolf Hallacker in Petersberg mit Wirkung
vom 1. August 2005 (Rente)

Auf Antrag in den Ruhestand versetzt:

Pfarrer Günter Karger in Kassel mit Wirkung vom
1. November 2005

Pfarrer Friedrich Lengler in Hanau, Stadtteil Wolf-
gang, mit Wirkung vom 1. September 2005

In den Ruhestand tritt:

Klinikpfarrer Fried Eisenberg in Steinau, Stadtteil
Marborn, mit Wirkung vom 1. August 2005

Gestorben:

Kirchenamtsrat i. R. Heinz Hellmuth in Kassel am
18. Juni 2005 (80 Jahre)

Pfarrstellenausschreibungen:

Wilhelm Ritter in Kassel zum Glockensachverstän-
digen für die Kirchenkreise Schlüchtern und Fulda
mit Wirkung vom 1. Juli 2005 

Peer Schlechta in Kassel zum Glockensachver-
ständigen für die Kirchenkreise Hanau-Stadt, 
Hanau-Land und Gelnhausen mit Wirkung vom 
1. Juli 2005

Überstellt:

Pfarrer Anton Becker in Eschwege, Stadtteil Nie-
derhone, im Rahmen eines weiteren halben 
Dienstauftrages dem Land Hessen zur hauptberuf-
lichen Erteilung von Religionsunterricht an den
Beruflichen Schulen des Werra-Meißner-Kreises in
Eschwege mit Wirkung vom 1. August 2005

Verlängert:

Die Beurlaubung von Pfarrerin Susanne Hartke in
Isenbüttel nach § 38 a des Pfarrerdienstgesetzes
über den 31. Juli 2005 hinaus bis zum 31. Juli 2007

Der Titel Kirchenmusikdirektor wurde verliehen:

Bezirkskantor Jan Knobbe in Bad Arolsen am 
26. Juni 2005

Die Martins-Medaille wurde verliehen:

Verwaltungsdirektor a. D. Klaus Ommert in
Schlüchtern am 21. Juni 2005

Zu Prädikanten / Prädikantinnen berufen:

Elisabeth Acker-Kemmer in Bad Hersfeld mit Wir-
kung vom 1. Juli 2005

Cornelia Großkurth in Waldkappel, Stadtteil Burg-
hofen, mit Wirkung vom 1. Juli 2005

Wolfgang Heidl in Edertal, Ortsteil Wellen, mit Wir-
kung vom 1. Juli 2005

Christine Henkelmann in Volkmarsen, Stadtteil
Ehringen, mit Wirkung vom 1. Juli 2005

Bärbel Kümpel in Haunetal, Ortsteil Neukirchen,
mit Wirkung vom 1. Juli 2005

Hans-Günter Ludwig in Waldkappel mit Wirkung
vom 1. Juli 2005

Zu Lektoren / Lektorinnen berufen:

Kathrin Allendörfer in Willingshausen in der Kir-
chengemeinde Willingshausen, Kirchenkreis Zie-
genhain, am 15. Juni 2005

Hinweise zu Bewerbungen:

Die Mietwerte der Pfarrhäuser/Pfarrdienstwoh-
nungen für die ausgeschriebenen Pfarrstellen
können beim Landeskirchenamt in Kassel unter
Telefon (05 61) 93 78-235 erfragt werden.

Allen Bewerbungen sind ein tabellarischer
Lebenslauf und ein Kurzbericht zur bisherigen
Tätigkeit und zu Schwerpunkten der Arbeit und
der Fortbildung sowie Hinweise zur Motivation
der Bewerbung beizufügen. Diese Unterlagen
sind zur Weitergabe an die ausgeschriebenen
Gemeinden bestimmt.

Bei bereits vom Bewerber bzw. der Bewerberin
versehenen Pfarrstellen entfällt die Vorlage der
Unterlagen.
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2. Pfarrstelle Allendorf, 
Kirchenkreis Witzenhausen
(erneute Ausschreibung)
Die Stelle wird besetzt nach Gemeindewahl.

Hanau-Christuskirche, Kirchenkreis Hanau-Stadt
(erneute Ausschreibung) 
Die Stelle wird besetzt nach Gemeindewahl.

Klinikpfarrstelle Bad Sooden-Allendorf
Zu besetzen ist ein halber Dienstauftrag an der Kli-
nik Hoher Meißner, der Werra-Reha-Klinik der BfA
und der Klinik Werraland in Bad Sooden-Allendorf.
Die Stelle wird besetzt auf Beschluss des Bischofs.

Landeskirchliche Pfarrstelle eines Studienlei-
ters für Konfirmandenunterricht am Pädago-
gisch-Theologischen Institut in Kassel
(Pfarrstelle mit halbem Dienstauftrag) 
Die Stelle wird besetzt auf Beschluss des Bischofs.

Bewerbungen bis zum 31. August 2005 unmittel-
bar an das Landeskirchenamt, Durchschrift an
das für den Bewerber bzw. die Bewerberin zustän-
dige Dekanat.

Pfarrstellentauschbörse der EKD:

Hinsichtlich der Wechselmöglichkeiten in andere
Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land verweisen wir auf die Stellentauschbörse der
EKD im Internet (www.ekd.de/stellentauschboerse/)
und die Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt
2000 auf Seite 164 f.

Nichtamtlicher Teil:

Zu dem in den Amtlichen Nachrichten ausge-
schriebenen Teil der Klinikpfarrstelle Bad Soo-
den-Allendorf werden nachstehende Erläuterun-
gen gegeben:

"Der Dienst in dem ausgeschriebenen Teil der Kli-
nikpfarrstelle Bad Sooden-Allendorf wird an der Kli-
nik Hoher Meißner, der Werra-Reha-Klinik der BfA
und der Klinik Werraland in Bad Sooden-Allendorf
wahrgenommen.

In der Klinik Hoher Meißner (298 Betten im Bereich
Orthopädie und Neurologie) finden vierzehntägig
Gottesdienste statt. Hinzukommen Besuche auf
den Pflegestationen, Einzelgespräche sowie eine
wöchentliche Dienstbesprechung. Außerdem ist
ein Besuchsdienst zu betreuen.

In der Werra-Reha-Klinik der Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte für Innere Medizin und
Orthopädie finden im Winterhalbjahr wöchentlich
Andachten statt und werden Einzelgespräche
geführt.

In der Klinik Werraland werden Mutter-(Eltern-)
Kind-Maßnahmen durchgeführt sowie psychische
und psychosomatische Erkrankungen behandelt.

Sie verfügt über 49 Appartements für Familien. Alle
drei Wochen finden dort Vorträge und Gespräche
statt. Außerdem werden Andachten für Familien
und Teamfortbildungen angeboten sowie Einzelge-
spräche geführt.

Der Dienst in der Pfarrstelle setzt die ständige
Erreichbarkeit, Präsenz bzw. Rufbereitschaft 
voraus.

Vorausgesetzt werden:
− Team- und Konfliktfähigkeit,
− ökumenische Aufgeschlossenheit,
− die Bereitschaft, sich auf ungewohnte Situatio-

nen und Erfahrungen einzulassen und sie 
praktisch-theologisch zu reflektieren und zu
gestalten,

− ein Kurs in Klinischer-Seelsorge-Ausbildung
(KSA) oder zumindest die Bereitschaft zu einer
zeitnahen entsprechenden Ausbildung,

− Offenheit zur Wahrnehmung der Lebens- und
Veränderungsprozesse der Institution Kranken-
haus sowie im umgebenden Kirchenkreis,

− ein Wohnsitz in Bad Sooden-Allendorf oder der
nahen Umgebung.

Nähere Auskünfte erteilen Oberlandeskirchenrat
Jüngling, Telefon (05 61) 93 78-262, und Pfarrerin
Katrin Wienold-Hocke, Telefon (0 56 52) 32 49 bzw.
(0 56 71) 8 81-271."

Zu der zur Besetzung anstehenden landeskirchli-
chen Pfarrstelle eines Studienleiters für Konfir-
mandenunterricht am Pädagogisch-Theologi-
schen Institut in Kassel (Pfarrstelle mit halbem
Dienstauftrag) werden folgende Erläuterungen
gegeben:

"In der Arbeitsstelle für Konfirmandenunterricht
(aku) des Pädagogisch-Theologischen Institutes
der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
in Kassel (PTI) ist zum 1. Oktober 2005 die Stelle
eines Katechetischen Studienleiters bzw. einer
Katechetischen Studienleiterin mit halbem Dienst-
auftrag mit Dienstsitz in Hanau zu besetzen.

Zum Aufgabengebiet gehören:
− die Ausbildung der Vikarinnen und Vikare für die

Arbeit mit Konfirmandinnen und Konfirmanden,
− die selbständige Organisation, Planung und

Durchführung von Qualifizierungskursen, Studi-
entagen und Tagungen,

− die Beratung und Begleitung von Pfarrerinnen
und Pfarrern, Pfarrkonferenzen und Gemeinden
hinsichtlich der Arbeit mit Konfirmandinnen und
Konfirmanden,

− die Beratung und Begleitung der Konferenz der
Beauftragten für Konfirmandenarbeit,

− die Bereitstellung von Unterrichtsmaterialien u.ä.,
− die Kooperation mit Kolleginnen und Kollegen

aus anderen Landeskirchen,
− die Betreuung des pti-shops,
− die Offenheit und Bereitschaft zur Übernahme

weiterer Aufgaben.



2005 125

Nichtamtlicher Teil

Projektliste der Stiftung Kirchenerhaltungsfonds 
der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck 

für das Rechnungsjahr 2005

Nachstehend wird die vom Vorstand der Stiftung Kirchenerhaltungsfonds der Evangelischen Kirche von Kur-
hessen-Waldeck am 20. Juni 2005 beschlossene Projektliste für das Rechnungsjahr 2005 - vgl. § 5 Absatz 2
Buchstabe d und Absatz 3 der Stiftungsverfassung (KABl. 2001, S. 50) - bekannt gegeben:

Für die Übernahme der ausgeschriebenen Stelle
sind folgende Voraussetzungen erwünscht:
− mehrjährige Praxis in der Arbeit mit Konfirman-

dinnen und Konfirmanden,
− Erfahrungen mit neuen Konzepten und Modellen

in der Konfirmandenarbeit,
− Erfahrungen im Bereich der Aus- oder Fortbil-

dung,
− gute Basis an pädagogischen und theologischen

Kenntnissen und die Bereitschaft, diese zu ver-
tiefen,

− Fähigkeit zur Strukturierung der eigenen Arbeit,
− Bereitschaft zur kollegialen Zusammenarbeit

innerhalb der aku und mit dem Kollegium sowie
zur Kooperation mit der Mitarbeiterschaft des
PTIs,

− Flexibilität und Mobilität im Bereich der Landes-
kirche.

Bewerben können sich Pfarrerinnen und Pfarrer,
die die genannten Voraussetzungen erfüllen.

Die Berufung erfolgt für die Dauer von drei Jahren
(mit der Möglichkeit der Verlängerung).

Nähere Auskünfte erteilt die Direktorin des PTI,
Pfarrerin Dr. Gudrun Neebe, Telefon (05 61) 93 07-
133."
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Jahresabschluss
der Evangelischen Kreditgenossenschaft eG in Kassel

zum 31. Dezember 2004

Landeskirchenamt Kassel, den 15. Juni 2005

Nachstehend wird der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung) mit auszugsweisen Wieder-
gaben aus dem Anhang bzw. Lagebericht (Mitgliederbewegung, Gewinnverwendungsvorschlag und Sonstige
Angaben) zum 31. Dezember 2004 veröffentlicht.

Der Jahresabschluss sowie der Gewinnverwendungsvorschlag sind gemäß § 30 Absatz c) der Satzung am
6. Juni 2005 durch die Generalversammlung genehmigt worden.

L i e s
Oberlandeskirchenrat
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